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Mittwoch, 1. September 2021

Wenn Diplomaten in Ungnade fallen
Afghanistans Botschafter inGenfwarnt vor den Taliban – und verärgert die neuenMachthaber. Das bringt die Schweiz in eine heikle Lage.

«Millionen fürchten unter den
Taliban um ihr Leben»: Nasir
AhmadAndishanahmkeinBlatt
vor denMund, als er letzteWo-
che vor dem UNO-Menschen-
rechtsrat zur Situation inAfgha-
nistan sprach: «Die Welt darf
dieses Land nicht im Stich las-
sen».EsbraucheeineklareBot-
schaft andieTaliban,dassMen-
schenrechtsverletzungen Kon-
sequenzen nach sich zögen.

Die Worte gingen um die
Welt. Medien von Reuters über
Al-Jazeera bis zur Hindustan
Times berichteten über seine
Warnungen.DennNasirAhmad
Andisha ist der amtierendeBot-
schafter Afghanistans bei der
UNO in Genf. Noch, muss man
sagen. Der erfahrene Diplomat
wurdevondergestütztenRegie-
rungdes insAuslandgeflohenen
PräsidentenAschrafGhaninach
Genf entsandt.Mit seinendeut-
lichen Worten dürfte er die Ta-
liban, die neuenMachthaber in
Kabul, verärgert haben.

Wie lange sich Andisha auf sei-
nemPostenwirdhaltenkönnen,
ist unklar. Über die Anerken-
nung von Diplomaten bei den
Vereinten Nationen und ihren
Organisationenentscheidetdas
«United Nations Credentials
Committee» inNewYork.Noch
hat sich dieses Komitee nicht
mit dem Regierungswechsel in
Afghanistan befasst.

Sollte sich die Taliban-Re-
gierung genügend Rückhalt in
der internationalen Staatenge-
meinschaft gesichert haben,
wird sie bei derUNOdurch von
ihr entsandte Diplomaten ver-
treten seinwollen.MitRussland
und China haben bereits zwei
ständige Mitglieder des UNO-
Sicherheitsrats erklärt, mit den
Taliban zusammenzuarbeiten.

DerFall vonBotschafterAn-
disha hat jedoch nicht nur eine
weltpolitische Komponente. Er
wirft auch knifflige Fragen auf
zu den zukünftigen Beziehun-
gen zwischen der Schweiz und

Afghanistan. Denn der Diplo-
mat vertritt neben seiner Funk-
tion als afghanischer Repräsen-
tant beim Genfer UNO-Sitz im
Rahmen einer sogenannten
Doppelakkreditierung auch als
Missionschef die Interessen Af-
ghanistans in der Schweiz. Der
Bundesrat hat ihn akkreditiert.

DerBundesrat versteckt
sichhinterderUNO
Auf Anfragemacht das Aussen-
departementEDAinBernkeine
AngabenzudenKriterien fürdie
Akkreditierung eines ausländi-
schenVertreters. Es handle sich
umeinenautonomenundunab-
hängigenEntscheidderSchweiz:
«DieKompetenzdazu liegtbeim
Bundesrat». ImFalleeinerDop-
pelakkreditierung könne die
Akkreditierung eines Diploma-
ten durch den Bundesrat erst
dann geprüft werden, wenn das
Akkreditierungsprozedere bei
derUNOabgeschlossensei. Die
Regelung kommt dem Bundes-

rat entgegen:Bis erdarüber ent-
scheiden muss, ob er anstelle
des Taliban-Kritikers Andisha
einen vom neuen Regime ent-
sandtenDiplomaten als Vertre-
ter akkreditierenwill, braucht es
erst das Plazet der UNO.

Auch in der Vergangenheit
ging der Bundesrat mit An-
erkennungsfragen generell vor-
sichtig um, sagt der Historiker
Thomas Bürgisser von der For-
schungsstelle Diplomatische
Dokumente der Schweiz (Do-
dis): «InBerufungauf ihreNeu-
tralitätsrollewartet die Schweiz
meistensdamit zu, offizielleBe-
ziehungen mit einer umstritte-
nenneuenRegierungaufzuneh-
men, bis eine Reihe namhafter
StaatendiesenSchritt vollzogen
haben.»DasMantra laute, dass
die Schweiz grundsätzlichkeine
Regierungen, sondernnurStaa-
ten anerkenne.

Mit diesem Leitspruch be-
antwortete auch Aussenminis-
ter IgnazioCassis zunächst Fra-

gen zu einer möglichen An-
erkennung der Taliban. Letzte
Woche signalisierte er dann
gegenüber dem Fernsehsender
RSIBereitschaft zuGesprächen
mit allenPartei:«Mankannkei-
ne Brücken bauen, wenn man

nichtmitbeidenSeiten spricht.»
DochdasBrückenbauen zuden
Taliban könnte erschwert wer-
den, falls Botschafter Andisha
sieweiterhin inGenf öffentlich-
keitswirksam kritisiert. Das
zeigt ein Blick in die USA. Nach
dem Militärputsch im südost-
asiatischen Land Myanmar
(ehemals Burma) rief der bur-
mesische UNO-Botschafter
KyawMoe Tun in New York im
Februar zumWiderstandgegen
dasMilitärregimeauf.Trotzwü-
tendem Protest der Junta harrt
er auf seinem Posten aus und
wirbt für die Unterstützung der
Exilregierung.

Im August wurden in New
York zwei Burmesen verhaftet.
Sie sollen einen Anschlag auf
MoeTungeplanthaben. Inwes-
sen Auftrag, ist unklar. Derweil
habenmehrereDiplomatenaus
Myanmars Botschaft in Wa-
shingtonAsyl beantragt.
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Nasir Ahmad Andisha vertritt sein
Land bei der UNO in Genf – noch,
muss man sagen. Bild: Keystone




